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          § 1  Die Rechtsordnung

I.   Der Begriff des Rechts

II.  Das objektive Recht  (Recht im objektiven Sinn)

     1. Das öffentliches Recht

     2. Das private Recht

     3. Rechtsquellen

III. Grundgedanken des bürgerlichen Rechts. 

IV. Subjektive Rechte

     1. Ansprüche    

     2. Gestaltungsrechte

     3. Beherrschungsrechte

     4. Absolute subjektive Rechte

     5. Relative subjektive Rechte

Das Recht ist also der Inbegriff der Bedingungen, unter denen 

die Willkür eines jeden 
mit der Willkür des anderen 
nach einem allgemeinen Gesetze der Freiheit 

zusammen vereinigt werden kann.
Immanuel Kant, Metaphysik der Sitten
 

I.  Der Begriff des Rechts

Mit dem Namen  „R e c h t“  werden verschiedene Begriffe verbunden. 

Objektives Recht  

„Recht“ verwendet man als Begriff  für eine Gesamtheit der Rechtsnormen, die die Lebensverhältnisse der Menschen untereinander regeln:   Zivilrecht, Straßenverkehrsrecht, Strafrecht, Familienrecht , Arbeitsrecht  u.s.w. 

Recht wird in einem objektiven Sinn verwendet, man spricht vom objektiven Recht.  
Subjektive Rechte
Der Name „Recht“ wird auch für den Begriff des Rechts aus der Sicht eines einzelnen verwendet. Der einzelne Berechtigte hat "das Recht", dies oder jenes zu tun oder von einem anderen zu fordern. 

In diesen Fällen bezeichnet der Name „Recht“ den Begriff des Rechts in einem subjektiven Sinn. 

Man nennt derartige Rechte "subjektive Rechte".  

Gerechtigkeit
Mit dem Recht als Idee ist die Vorstellung verbunden:  Es gibt eine höhere Ordnung, wenn das menschliche Regelwerk versagt.

Das Wort „Recht“ wird auch für die Idee von der „Gerechtigkeit“ verwendet.

Dieser Gedanke hat in Art. 20 Abs.3  Grundgesetz seinen Niederschlag gefunden:

„Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.“ 

Das Bundesverfassungsgericht:
„Recht und Gerechtigkeit stehen nicht zur Disposition des Gesetzgebers.“ 

Objektives Recht und subjektive Rechte und Gerechtigkeit dürfen nicht als Gegensätze verstanden werden. 

Die subjektiven Rechte haben ihre Grundlage im objektiven Recht und alles wird durchwoben von der Idee der Gerechtigkeit. 

Freilich ist die Frage nach dem Wesen des Rechts fast unmöglich zu beantworten, wenn man den Kampf um den Begriff des Rechts durch die Geschichte des Abendlandes hindurch verfolgt. 

Und so schreibt Immanuel Kant in der Kritik der reinen Vernunft:
„Noch immer suchen die Juristen nach dem Begriff vom Recht“.

Der amerikanische Jurist William Seagle bezeichnet in seiner „Weltgeschichte des Rechts“ die Frage nach dem Begriff des „Rechts“ als die schwarze Katze im Sack der Jurisprudenz und spottet mit schwarzem Humor: 

„Auch ein Rechtsanwalt kann diese Frage nicht beantworten – nicht einmal gegen Honorar.“

II.  Das objektive Recht 

Das objektive Recht wird im deutschen Recht in zwei große Bereiche unterteilt, in das private und das öffentliche Recht. Die Unterscheidung zwischen öffentlichem und priva​tem Recht spielt eine wichtige Rolle. 

Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten sind andere Gerichte zuständig als für privatrechtliche Rechtsstreitigkeiten. Im öffentlichen Recht gelten andere allgemeine Rechtsgrundsätze.

1.  Das öffentliche Recht 

Das  ö f f e n t l i c h e  Recht erfasst diejenigen Rechtssätze, das Verhältnis zwischen Bürger und Staat regeln sowie diejenigen, die die staatliche Organisa​tion betreffen.

Zum Verhältnis zwischen Bürger und Staat gehören insbesondere das Verwaltungsrecht mit zahlreichen Sonder​gebieten, wie z.B. das Polizeirecht, das Beamtenrecht, das Baurecht, das Verkehrsrecht usw. Zum öffentlichen Recht gehört auch der gesamte Bereich des Strafrechts.

Zum Bereich der Rechtsvorschriften im Hinblick auf die staatliche Organisation gehören in erster Linie das Staats- und Verfassungsrecht.  Das zen​trale Gesetz ist das deutsche  G r u n d g e s e t z. 

Die Rechtsbeziehungen im öffentlichen Recht gestalten sich grundsätzlich nach dem Verhältnis von  Über- und Unterordnung. 

Träger von öffentlicher Gewalt können durch eigene Entscheidungen mittels sog. "Verwaltungsakte" öffentlich-rechtliche Rechtsbeziehungen einseitig verbindlich feststellen und gegenüber den Betroffenen unmittelbar durchsetzen. 

Beispiele:

Ein Bußgeldbescheid wegen Ge​schwin​dig​keits​über​schrei​tung gehört in den Bereich des öffentlichen Rechts. 

Ein Steuerbescheid durch das Finanzamt ist ebenfalls ein Verwaltungsakt.

Eine Prüfungsentscheidung durch Professoren ist ein dem öffentlichen Recht angehören​der Verwaltungsakt.

2.  Das private Recht 

Das  P r i v a t r e c h t  betrifft die Rechtsbeziehungen der einzelnen Staatsbürger unter​einander. 

Zum privaten Recht gehören z.B. das sog. bürgerliche Recht mit seinen Bestimmungen über Rechtsgeschäfte, Verträge, Eigentum, Familie, Erbrecht usw., das Handelsrecht, das Arbeitsrecht. 

Im Privatrecht herrscht im Gegensatz zum öffentlichen Recht grundsätzlich das Prinzip der Gleichord​nung der  Beteiligten, jedes Rechtssubjekt tritt dem anderen prinzipiell gleichberechtigt gegenüber. 

In der Regel ist es einfach festzustellen, ob ein Rechtsverhältnis öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Natur ist. 
Beispiele:

Ein Streit über einen Gebrauchtwagenkauf zwischen einem Händler und einem Kunden gehört in den Bereich des Privatrechts.

Ein Streit über einen Bußgeldbescheid wegen Geschwindigkeitsüberschreitung gehört in den Bereich des öffentlichen Rechts.
Vielfach ist aber auch die Unterscheidung nicht eindeutig zu treffen. 

Beispiel:

Eine Gemeinde verkauft an ihre Bewohner Wasser. Wenn das Wasser mangelhaft ist, gel​ten nicht nur privatrechtliche sondern auch öffentlich rechtliche Rechtsgrundsätze.

3.  Rechtsquellen

Zentrale Rechtsquelle für das private Recht ist insbesondere das Bürgerliche Gesetzbuch, das seit dem 1.1.1900 in Kraft getreten und zum 1.1.2002 gravierend geändert worden ist. 

Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) ist in fünf Bereiche aufgegliedert, die sich "Bücher" nennen:




1. Buch:   Allgemeiner Teil


2. Buch:   Recht der Schuldverhältnisse


3. Buch:   Sachenrecht


4. Buch:   Familienrecht


5. Buch:   Erbrecht.
Im "Allgemeinen Teil" des BGB finden sich Regelungen, die für alle anderen Teile des BGB gelten sollen. Er enthält Bestimmungen über natürliche und juristische Per​sonen, über die Rechts- und Geschäftsfähigkeit von Personen, über Rechts​geschäfte, über Sachen, Fristen, Verjährung usw.

Das "Recht der Schuldverhältnisse" regelt allgemeine Fragen über Schuldverhältnisse, über deren Entstehung und Beendigung, über die Forderungsübertragung und über spezielle Schuldverhältnisse, ungerechtfertigte Bereicherung und unerlaubte Handlun​gen.

Im "Sachenrecht" sind die Vorschriften über Eigentum und Besitz, über Rechte an Grund​stücken, über Dienstbarkeiten, Vorkaufsrecht, Reallasten, Hypotheken, Grund- und Ren​tenschuld sowie über das Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten enthalten.

Das "Familienrecht" behandelt die Wirkungen der Ehe, die elterliche Sorge, die Stel​lung der Kinder.

Das "Erbrecht" regelt u.a.: Stellung der Erben, das Testament, Erbvertrag, Pflichtteil, Vermächtnis, Erbunwürdigkeit
III.  Die subjektiven Rechte 

1.  Begriff des subjektiven Rechts

Als subjektives Recht wird die Machtbefugnis bezeichnet, die der einzelnen Person durch die Rechtsordnung verliehen wird.

2.  Rechtssubjekte

Den Träger des subjektiven Rechts nennt man Rechtssubjekt. 

Beispiel:

Der Eigentümer einer Sache ist ein Rechtssubjekt.

Die Sache ist ein Rechtsobjekt.

Manche subjektiven Rechte stehen mehreren Rechtssubjekten gemeinsam zu. 

Unser Recht kennt drei ver​schiedene Arten der gemeinsamen Beteiligung mehrerer Rechts​subjekte:

1. Bruchteilsgemeinschaft

2. Gesamthandsgemeinschaft  (z.B. GbR, OHG, KG)
3. Gesamtgläubigerschaft 

3.  Arten der subjektiven Rechte

Die subjektiven Rechte kann man nach verschiedenen Gesichtspunkten einteilen.

Nach ihrem Inhalt werden die subjektiven Rechte in 3 Gruppen eingeteilt: 

· Anspruch: das ist ein Recht, von anderen ein Tun oder ein Unterlassen zu verlan​gen ( § 194 BGB).
z.B.  als Verkäufer einer Ware, das Recht vom Käufer den Kaufpreis zu verlangen (= Anspruch) 

· Gestaltungsrecht: das ist ein Recht, eine Rechtsänderung zu bewirken 

          (z.B. durch eine Kündi​gung einen Vertrag zu beenden).
· Beherrschungsrecht: das ist das Recht, auf eine Sache oder eine Person unmittelbar ein​zuwirken oder fremde Einwirkung auszu​schließen  

         (z.B. Eigentum, elterliche Sorge).
Nach ihrer Wirkung in Bezug auf andere sind zu unterscheiden:
· absolute subjektive Rechte, das sind Rechte, die gegen jedermann wirken  (z. B. das Eigentum, die Ehre, der Körper oder ein Patentrecht). 
· relative subjektive Rechte, das sind Rechte, die nur gegen bestimmte andere wirken  (z.B. Ansprüche).
Schuldrechtliche Rechte wirken nur zwischen bestimmten Personen, es sind relative Rechte.
Beispiel für relatives Recht: 

Der Vermieter kann ausschließlich von dem Mieter die Zahlung der Miete verlangen. Er kann die Mietzahlung nicht von irgendeinem Dritten verlangen.

Absolute Rechte wirken gegen jedermann.
Beispiel für absolutes Recht: 

Der Eigentümer einer Sache kann von jedermann verlangen, dass sein Eigentumsrecht nicht angetastet wird.


 



                             Absolute Rechte


             Relative Rechte 

                           wirken gegen jedermann                                 wirken nur gegen bestimmte andere
IV.  Grundgedanken des bürgerlichen Rechts 

Die Bundesrepublik Deutschland ist nach dem Grundgesetz ein freiheitlicher, demo​kratischer und sozialer Rechtsstaat. Die Grundsätze des freiheitlichen und sozialen Rechtsstaats beherrschen die gesamte Rechtsordnung. Das bürgerliche Recht beruht auf der Würde und der Freiheit der Entfaltung der Einzelpersön​lichkeit.  

Nach Art. 1 GG ist die Würde des Menschen unantast​bar. 

In Art. 2 GG ist das Grundrecht auf freie Entfal​tung der Persönlichkeit verankert. 

In Art. 3 Grundgesetz finden wir die Gleichberechti​gung aller Menschen vor dem Gesetz. Alle Bürger sind gleichberechtigt und frei.

Aus diesen im Grundgesetz verankerten Grundrechten resultiert heute der für das BGB charakteristische Grundsatz der
V e r t r a g s f r e i h e i t.

Die Vertragsfreiheit bedeutet, daß die Privatpersonen ihre Beziehungen zueinander frei und auf der Basis der Gleichberechtigung gestalten können. Die Regeln des BGB greifen nur ein, wenn nichts anderes vereinbart worden ist. 

Vertragsfreiheit herrscht vor allem im Schuldrecht. 

Die Freiheiten finden ihre Grenze in der verfassungsmäßigen Ordnung, in den sozialen Pflichten und in der Rechtsmoral. 

Darüber hinaus hat die Vertragsfreiheit ihre Grenzen in dem Gebot zur Beachtung der guten Sitten  (§ 138 BGB) und in dem Grundsatz von Treu und Glauben  (§§ 157, 242 BGB).







































































































� Immanuel Kant, Die Metaphysik der Sitten, 2.Aufl., 1798, Einleitung in die Rechtslehre, § B 


� BVerfGE 22,218 ff.
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